
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 22. Januar 2013 

 

 Nr. 2013/91   

Freizügigkeitsgesetz und Gesetz über die berufliche Vorsorge. Verminderte Garantie 

bei der Wahl gewisser Anlagestrategien durch den Versicherten und Massnahmen zur 

Sicherung von Vorsorgeguthaben bei Vernachlässigung der Unterhaltspflicht; 

Schreiben an das Bundesamt für Sozialversicherungen, 3003 Bern 

  

1. Erwägungen 

Das Departement des Innern (Amt für soziale Sicherheit) unterbreitet das Schreiben an das Bun-

desamt für Sozialversicherungen, 3003 Bern betreffend Vernehmlassung zum Freizügigkeitsge-

setz und zum Gesetz über die berufliche Vorsorge / Verminderte Garantie bei der Wahl gewisser 

Anlagestrategien durch den Versicherten und Massnahmen zur Sicherung von Vorsorgegutha-

ben bei Vernachlässigung der Unterhaltspflicht zur Beratung und Beschlussfassung. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an das Bundesamt für Sozialversicherungen wird beraten und beschlossen. 

Andreas Eng 

Staatsschreiber 

 

Beilagen 

Schreiben an das Bundesamt für Sozialversicherungen, 3003 Bern 

Verteiler 

Departement des Innern, Departementssekretariat 

Amt für soziale Sicherheit (3) 

Oberämter 

Amt für berufliche Vorsorge und Stiftungsaufsicht 

Finanzdepartement, Departementssekretariat 

Ratsleitung (8) 

Aktuariat SOGEKO 

Medien (JAE) 
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